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Helmut Weidner

Kontinuität statt Wende

Die Umweltpolitik der konservativ-liberalen Regierung

Die Ära der konservativ-liberalen Umweltpolitik begann Ende 1982. Seitdem 
sind gut sechs Jahre vergangen, Zeit genug, um nach ihren Grundmerkmalen 
und bisherigen Leistungen zu fragen. Hierzu wissenschaftlich abgesicherte 
Antworten zu geben, ist jedoch aus verschiedenen Gründen schwierig. Das 
liegt nicht nur an den immer noch nicht zufriedenstellend gelösten theoretisch­
methodischen Problemen der Analyse und Bewertung (Evaluation) dieses 
überaus komplexen Politikbereichs, sondern auch an der teilweise recht lük- 
kenhaften Datenlage. Der Informationsfluß „harter Daten“ (etwa Emissions­
und Immissionsdaten) hat sich in den letzten Jahren allerdings deutlich verbes­
sert, was möglicherweise die These bestätigt, daß Güte und Umfang umwelt­
bezogener Informationen zunehmen, wenn in der Umweltpolitik Erfolge 
erzielt werden. Schließlich wird die Bewertung auch dadurch erschwert, daß es 
sich bei der Umweltpolitik um einen langfristigen Prozeß handelt, dessen 
gegenwärtig feststellbare Effekte mitunter in einer fernen Vergangenheit wur­
zeln, während aktuellere Maßnahmen häufig erst in der Zukunft wirksam 
werden. Eingedenk dessen wird auch kurz auf die umweltpolitischen Vorlei­
stungen aus der Endphase der sozial-liberalen Regierung zurückgeblickt sowie 
eine Vorausschau auf plausible Wirkungen neuerer Maßnahmen gewagt.

1. Einleitung

Einer der letzten Kraftakte der seit 1969 amtierenden sozial-liberalen Bundes­
regierung galt dem Umweltschutz. Am 1. September 1982, wenige Wochen 
vor dem Regierungswechsel, faßte sie neue Beschlüsse zur künftigen Gestal­
tung der Umweltpolitik, die teilweise weit über das bis dahin geltende 
Umweltprogramm hinausgingen.1 Doch auch diese Kraftanstrengung konnte
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die bereits bestehenden tiefen Risse im sozial-liberalen Koalitionsbündnis 
nicht kitten: Die Koalition aus SPD und FDP zerbrach, und es kam zu einer 
konservativ-liberalen Koalition, von CDU/CSU und FDP.

Wesentlich mit herbeigeführt wurde der Regierungswechsel Ende 1982 
durch die Abkehr vieler Wähler und Unterstützer von der SPD und ihrer 
Umweltpolitik. Einflußreiche Regierungsmitglieder hatten die stetig wachsen­
de Ökologiebewegung erheblich unterschätzt und in ihr nur eine (vorüberge­
hende) Modeerscheinung gesehen. Sie lehnten die von einigen Mitgliedern der 
Koalition geforderte Realisierung strengerer Umweltschutzmaßnahmen über­
wiegend mit dem Argument ab, dies hemme den ökonomischen Aufschwung 
und führe zu weiteren Arbeitsplatzverlusten. Unterstützt wurde diese Anti­
Umweltschutz-Fraktion, zu der auch Bundeskanzler Helmut Schmidt und 
Wirtschaftsminister Otto Graf Lambsdorff gehörten, insbesondere durch die 
großen Gewerkschaften und -  natürlich -  von den Wirtschaftsverbänden.2

Die noch von der alten Regierung vorgelegten Umweltbeschlüsse sowie 
bereits fertiggestellte Entwürfe strengerer Umweltgesetze und -Verordnungen, 
mit denen die Regierung kurz vor ihrem Ende einen umweltpolitischen 
Neubeginn versuchen wollte, kamen ihrer Nachfolgerin zugute. Neuer Bun­
desinnenminister, und damit zuständig für den Umweltschutz, wurde Fried­
rich Zimmermann (CSU). Der Politiker mit extrem konservativer Reputation, 
bei dem zuvor kein Engagement für den Umweltschutz feststellbar gewesen 
war, erkannte relativ schnell, wie populär und wählerwirksam Maßnahmen 
zugunsten des Umweltschutzes inzwischen geworden waren. In kurzer Zeit 
setzte er gegen den teilweise heftigen Widerstand der betroffenen Industrie­
kreise strenge umweltpolitische Regelungen durch. Dabei griff er weitgehend 
auf das am 1. September 1982 verabschiedete Umweltprogramm der sozial­
liberalen Koalition zurück.

Es kam also zu dem Paradoxon, daß eine konservative Regierung, die unter 
dem Schlagwort der „Wende“ angetreten war, ein in damaligen Zeiten pro­
gressives Umweltprogramm aus der Feder der vorhergehenden Regierung 
weitgehend übernahm, zum Teil sogar verschärfte und einzelne Vorhaben 
schneller implementierte als von der alten Regierung geplant. Gegen den 
zeitweilig heftigen Widerstand der betroffenen Industrie setzte die neue Regie­
rung auf einigen Gebieten Maßnahmen durch, die relativ rasch die Umweltsi­
tuation verbesserten. So kam es zu einem zweiten Paradoxon: Eine wirt­
schaftsnahe Regierung, eine Meisterin der symbolischen Politik („große Worte 
und kleine Taten“), betrieb auf dem Felde des Umweltschutzes eine effekt­
orientierte Politik, die zu erheblichen Kostenbelastungen im Industriebereich
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führte, besonders aber bei den Energieversorgungsunternehmen, die sich über 
Jahre auch maßvollen Umweltregelungen erfolgreich widersetzt hatten. 
Schließlich ist noch bemerkenswert, daß entgegen der Regierungsprogramma­
tik, die auf allen Politikebenen marktwirtschaftliche Elemente einführen woll­
te, von Anbeginn bis heute eine ausgesprochen regulativ-bürokratische (ord­
nungsrechtliche) Umweltpolitik3 betrieben wurde.

Im folgenden wird zunächst ein kurzer Überblick zu den Umweltbeschlüs­
sen der sozial-liberalen Koalition gegeben. Danach werden Programm, Maß­
nahmen und Effekte der Umweltpolitik der konservativen Regierung für den 
Zeitraum 1983 bis 1988 dargestellt und im Lichte der drei offiziell anerkannten 
Grundprinzipien staatlicher Umweltpolitik bewertet. Abschließend wird die 
konservativ-liberale Umweltpolitik mit der der früheren Regierung und der 
Umweltpolitik in anderen westlichen Industrieländern verglichen.

2. Rückblick: Die Umweltbeschlüsse der sozial-liberalen Regierung

"Wie stark die konservativ-liberale Regierung auf die umweltpolitischen Kon­
zepte der früheren Regierung zurückgegriffen hat, zeigt ein kurzer Überblick 
zu den wichtigsten Umweltbeschlüssen4, wie sie von der alten Regierung am 1. 
September 1982 gefaßt worden waren:

Auf dem Gebiet der Luftreinhaltung sollten Aktivitäten entfaltet werden 
mit dem Ziel, die deutschen Emissionsgrenzwerte und Produktstandards zur 
Richtschnur internationaler Umweltpolitik zu machen. Weiterhin sollten die 
nationalen Anstrengungen zur Emissionsminderung vergrößert werden, um 
anderen Ländern ein Beispiel zu geben und sie zur Nachahmung anzureizen. 
Schließlich war vorgesehen, eine spezielle Rechtsverordnung zu Großfeue­
rungsanlagen (Großfeuerungsanlagen-Verordnung, GFAVO) zu erlassen mit 
dem Ziel, für größere Anlagen neue, besonders strenge Emissionsgrenzwerte 
für die wichtigsten Schadstoffe (Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, Staub) fest­
zulegen. Ältere Kraftwerke sollen innerhalb einer bestimmten Zeit (10 Jahre) 
auf die neuen Anforderungen umgerüstet oder aber innerhalb von 10 Jahren 
nach Erlaß der Verordnung stillgelegt werden.

Der Gewässerschutz sollte vor allem zur Sicherung der Trinkwasserversor­
gung verbessert werden. Der Schutz der Nordsee vor Verschmutzung wurde 
als dringend erforderlich bezeichnet, insbesondere sollten alle Anstrengungen 
unternommen werden, um die Verklappung (Dumping) von Abfällen aus der 
Titanoxidproduktion zu beenden. Im Bereich Naturschutz war vorgesehen,
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die Artenvielfalt in der Pflanzen- und Tierwelt zu sichern und ökologisch 
wertvolle Natur- und Landschaftsbereiche zu erhalten. Ziel war auch, die 
Landwirtschaftspolitik umweltfreundlicher zu gestalten.

Ferner war ein Programm zur Förderung der Klimaforschung aus Bundes- ’ 
mittein geplant, und der Bundesminister für Forschung und Technologie 
wurde gebeten, mit besonderem Nachdruck Techniken zu fördern, die ener­
gie-, ressourcen- und umweltschonend sind.

Die (hier stark gekürzt wiedergegebenen) Beschlüsse der Regierung vom 
September 1982 zur zukünftigen Gestaltung der Umweltpolitik waren möglich 
geworden, weil sich Bundeskanzler Helmut Schmidt und Wirtschaftsminister 
Otto Graf Lambsdorff dem innerparteilichen Druck gebeugt und nunmehr 
„grünes Licht“ für wirksame Maßnahmen gegeben hatten. Im Vergleich zum 
bisherigen Umweltprogramm zeichneten sich die neuen Beschlüsse dadurch 
aus, daß sie für einige wichtige Bereiche nicht nur „umweltfreundlichere“ Ziele 
festlegten, sondern diese zum Teil auch präziser und konkreter formulierten 
als zuvor üblich. Allerdings überwogen immer noch solche Zielaussagen, die 
hinsichtlich des angestrebten Umfangs (etwa des Schadstoffausstoßes, der 
Umweltqualität) und des Vollzugzeitraums sehr vage blieben. Insgesamt ist 
festzustellen, daß Maßnahmen zur Luftreinhaltung die größte Priorität einge­
räumt wurde; hierzu wurden auch die konkretesten Ziele formuliert. Diese 
Prioritätensetzung wurde von der konservativ-liberalen Regierung übernom­
men, wie im folgenden gezeigt wird.

3. Die Umweltpolitik der konservativ-liberalen Regierung: Programm,
Maßnahmen und Effekte

In Abschnitt IV („Perspektiven unserer Politik“) seiner Regierungserklärung 
vom 13. Oktober 1982 ging der neue Bundeskanzler Helmut Kohl nur sehr 
allgemein auf den Umweltschutz ein. Gemessen an den Umweltbeschlüssen 
der alten Regierung gab es jedenfalls keine hervorragenden neuen Zielsetzun­
gen. Erst späteren programmatischen Reden des neuen für den Umweltschutz 
zuständigen Bundesinnenministers Friedrich Zimmermann ließ sich dann ent­
nehmen, daß die konservativ-liberale Regierung die umweltpolitischen Be­
schlüsse der Vorgängerin weitgehend übernahm.5

Den hohen Stellenwert der Umweltpolitik für die neue Regierung hob der 
Bundesinnenminister am 14. Oktober 1982 vor dem Parlament dann mit dem 
später oft zitierten Satz hervor: „Umweltschutz ist neben der Vermeidung
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kriegerischer Konflikte die wichtigste Aufgabe der Menschheit in den nächsten 
Jahren.“6 Die Ziele und Maßnahmenprogramme aus den letzten Tagen der 
alten Regierung wurden fast vollständig übernommen, zum Teil sogar ver­
schärft. Das gilt vor allem für die Luftreinhaltepolitik. Die weitere Bearbei­
tung des schon vorliegenden Entwurfs der heftig umstrittenen Großfeuerungs­
anlagen-Verordnung zählte zur ersten Amtshandlung des neuen Innenmini­
sters.7 Die Verordnung, an der die alte Regierung nahezu fünf Jahre laboriert 
hatte, wurde von ihm in rund neun Monaten (am 1. Juli 1983) in Kraft gesetzt. 
Er machte auch deutlich, daß wegen der Waldschäden die Schadstoffemissio­
nen der Kraftwerke kräftig gesenkt werden müssen, auch wenn die Ursachen 
dieser Schäden wissenschaftlich noch nicht eindeutig erwiesen seien. Da die 
Luftreinhaltepolitik die umweltpolitische Diskussion in der Bundesrepublik 
Deutschland seit Ende der siebziger Jahre beherrscht, wird hierauf im folgen­
den etwas ausführlicher eingegangen.

3,1 Luftreinhaltepolitik

In den siebziger Jahren gehörte die Bundesrepublik Deutschland noch zu den 
Ländern, die bei internationalen Verhandlungen zur Verminderung grenz­
überschreitender Luftschadstofftransporte auf eine Abschwächung der Zielset­
zungen drängte.8 Den Anstoß zur grundlegenden Änderung ihrer Haltung 
gaben insbesondere die rapide Zunahme der Waldschäden („Waldsterben“) 
und die Forderungen nach effektiven Gegenmaßnahmen in der Öffentlichkeit.

Die neue Einstellung der Bundesregierung fand ihren sichtbarsten Ausdruck 
auf der von der schwedischen Regierung organisierten Stockholmer „Konfe­
renz zur Versauerung der Umwelt“ im Juni 1982. Hier unterstützte der 
Vertreter der Bundesrepublik, für zahlreiche Beobachter überraschenderwei­
se, die Bemühungen einiger Staaten, eine Verpflichtung auf klare, überprüfba­
re Ziele im Rahmen eines internationalen Emissiönsminderungsprogramms 
einzugehen. Diese Staaten bildeten dann den Kern des sogenannten 30- 
Prozent-Clubs, benannt nach seinem Ziel, die jährlichen Schwefeldioxid­
Gesamtemissionen (S 0 2) oder deren grenzüberschreitende Ströme, gemessen 
an dem Wert von 1980, in einem angegebenen Zeitraum (in der Regel bis 1993) 
um 30% zu senken. Einzelne Länder verpflichteten sich sogar zu weitaus 
größeren Emissionssenkungen. Die Bundesrepublik Deutschland gehörte da­
bei zu den Ländern, die die größten S 0 2-Emissionsminderungen (60% bis 
1993) ankündigten. Ähnlich ist es bei den (erst 1988) vereinbarten Maßnahmen
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gegen Stickstoffoxide (NOx); auch hier gehört die Bundesrepublik zu den 
progressiven Ländern.9

Auch auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaften (EG) spielte die 
Bundesregierung immer häufiger eine Schrittmacherrolle. So trat sie etwa für 
eine spürbare Senkung des Schwefelgehalts im leichten Heizöl und Diesel­
kraftstoff und für das Verbot von bleihaltigem Normalbenzin ein. Ihr Ver­
such, die in den USA geltenden Abgasgrenzwerte für Personenkraftwagen als 
EG-Bestimmung durchzusetzen, wurde allerdings vereitelt, besonders durch 
den Widerstand von Frankreich, Italien und Großbritannien. Zu diesem 
Mißerfolg mag ihre ungeschickte politische Taktik beigetragen haben, vor 
allem, daß sie nicht bereit war, auf bundesdeutschen Autobahnen eine Höchst­
geschwindigkeit vorzuschreiben. Nach wie vor ist die Bundesrepublik das 
einzige westliche Land ohne eine solche Geschwindigkeitsbegrenzung. Positiv 
hervorzuheben ist dagegen der wesentlich von der Bundesrepublik initiierte 
Vorschlag zu einer EG-Richtlinie über Emissionsbegrenzungen bei Großfeue­
rungsanlagen, der erhebliche Emissionssenkungen bis 1995 für Staub, Schwe­
feldioxid und Stickstoffoxide vorsah. Wegen des hartnäckigen Widerstands 
einiger EG-Mitgliedsländer konnte eine entsprechende Richtlinie erst nach 
mehrjähriger Diskussion im Juni 1988 verabschiedet werden. Die dabei gefun­
dene Kompromißlösung bleibt allerdings erheblich hinter den Anforderungen 
der bundesdeutschen Großfeuerungsanlagen-Verordnung zurück.

Insgesamt kann festgestellt werden, daß die Bundesregierung seit etwa 1982 
in wichtigen Bereichen der Luftreinhaltepolitik auf internationaler Ebene, im 
Rahmen der EG sowie aufgrund der Maßnahmen im eigenen Lande zu einem 
„Vorreiter“ geworden ist. Die generelle steuerliche Begünstigung von diesel­
betriebenen PKW wird jedoch von Experten als umweltpolitischer Schildbür­
gerstreich gesehen. Nachdem hierdurch bereits erheblicher Schaden entstan­
den ist10 -  die N O x-Emissionen eines Diesel-PKW sind um das Mehrfache 
höher als die eines Fahrzeugs mit geregeltem Drei-Wege-Katalysator; zudem 
werden Rußpartikel ausgestoßen, die im Verdacht stehen, krebserzeugend zu 
sein -, wurde die Begünstigung im Januar 1989 wieder aufgehoben.

Das neue Konzept der Luftreinhaltepolitik mit seinen präzisen, kontrollfä- 
higen Zielen und zeitlich gestuften Vollzugsprogrammen hat mittlerweile zu 
sehr beachtlichen Ergebnissen geführt: Die S 0 2- und N O x-Emissionen von 
stationären Quellen (Industrieanlagen, Kraftwerke, Hausfeuerungen) gingen 
stark zurück, in der Bundesrepublik sind europaweit die meisten Rauchgasent- 
schwefelungs- und Entstickungsanlagen in Betrieb, an allen Tankstellen kann 
bleifreies Benzin getankt werden, und im EG-Ländervergleich gibt es in der
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Bundesrepublik die meisten Personenkraftwagen mit einem geregelten Drei- 
Wege-Katalysator. 'Festzuhalten ist, daß diese „Wende“ in der bundesdeut­
schen Luftreinhaltepolitik im wesentlichen durch das Waldsterben und die mit 
ihm verbundenen gesellschaftlichen Konflikte herbeigeführt worden ist. Des­
halb handelt es sich bei den Maßnahmen -  so sinnvoll und durchgreifend sie 
auch sind -  nicht primär um solche einer präventiven Umweltpolitik, sondern 
überwiegend um Maßnahmen zur Schadensbegrenzung (reaktive Umweltpo­
litik).

3.2 Weitere Bereiche der Umweltpolitik

Nicht nur auf dem Gebiet der Luftreinhaltung, auch in anderen Umwelt­
schutzbereichen (Lärmschutz, Gewässerschutz, Umweltchemikalien, Abfall, 
Bodenschutz, Natur- und Landschaftsschutz) ergriff die konservativ-liberale 
Regierung Maßnahmen.11 Sie waren jedoch selten auf die kurzfristige und 
deutliche Senkung der Umweltbelastung ausgerichtet, sondern blieben stärker 
dem althergebrachten Ansatz einer symbolisch-regulativen Umweltpolitik 
verhaftet, bei dem rechtliche Regelungen (Ge- und Verbote) nicht mit präzi­
sen, kontrollfähigen und zeitlich abgestuften Vollzugsprogrammen verbunden 
werden. Von den Strategien und dem Vollzugsinstrumentarium her besteht 
insofern in den meisten Umweltschutzbereichen eine weitgehende Kontinuität 
zur Umweltpolitik vor dem Regierungswechsel.

Den im Vergleich zur Luftreinhaltepolitik schwächeren umweltpolitischen 
Leistungen in anderen Bereichen stehen entsprechend geringere Verbesserun­
gen der Umweltqualität gegenüber; teilweise kam es sogar zu erheblichen 
Verschlechterungen. Am Beispiel der Nordsee ist überdies zu sehen, wie falsch 
die Bundesregierung die Angemessenheit ihrer umweltpolitischen Maßnahmen 
eingeschätzt hat. So stellte sie noch 1986 fest: „Nach den gegenwärtigen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen ist eine plötzliche Veränderung des Zustands 
der Nordsee, die den sofortigen biologischen Tod weiter Gebiete zur Folge 
hätte, nicht zu befürchten.“12 Bereits im Mai 1988 entstand jedoch in der 
Nordsee eine katastrophale Situation, die ein explosionsartiges Algenwachs­
tum und den Tod vieler Robben zur Folge hatte. Zwar sind an der Belastung 
der Nordsee zahlreiche Staaten beteiligt, doch enthebt dies die Bundesrepublik 
nicht der Verantwortung, schnell greifende Maßnahmen zur Entschärfung 
der Situation zu initiieren, denn mit der direkten und indirekten Einleitung 
von Schadstoffen und den Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft
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(Überdüngung) trägt sie in erheblichem Maße zur Schädigung der Nordsee 
bei.13

Als große Schwachstelle in der Umweltpolitik gilt weiterhin der Boden­
schutz; zur Sanierung der „Altlasten“ und Reduktion des Müllanfalls ist 
bislang auch kaum Nennenswertes getan worden.14 In der Energiepolitik wird 
die Kernenergie immer noch gegenüber alternativen Energieerzeugungsformen 
und Energieeinsparmaßnahmen bevorzugt.

4. Bewertung der Umweltpolitik durch den Rat von Sachverständigen 
für Umweltfragen

Im Ende 1987 veröffentlichten Gutachten des Sachverständigenrates für Um­
weltfragen (SRU)15 werden die Umweltsituation und die Leistungen der 
Umweltpolitik sehr ambivalent bewertet16:

„Erste größere Erfolge allgemeinen Umweltschutzes zeichnen sich deutlich 
ab, doch ebenso klar werden Mängel, Mißerfolge und Verzögerungen auf dem 
Weg in eine bessere Umwelt erkannt. Der eingeschlagene Weg erweist sich als 
richtig, muß aber konsequenter beschritten werden.“

An dem in der Bundesrepublik verwendeten umweltpolitischen Instrumen­
tarium kritisiert der SRU besonders das weitgehende Fehlen von ökonomi­
schen und flexiblen Instrumenten (wie etwa Abgaben, Zertifikate, Haftungsre­
gelungen).17

Es werden auch erhebliche Defizite festgestellt, unter anderem, bei der 
Erhebung, Verarbeitung und Veröffentlichung von umweltbezogenen Infor­
mationen, im Naturschutz und in der Landschaftsplanung, im Bereich Boden­
schutz, Gewässerschutz sowie beim Lärmschutz und dem Schutz von Lebens­
mitteln vor Verunreinigungen.

Im Bereich Umwelt und Energie wird einerseits die Nutzung von Kernener­
gie als „umweltpolitisch verantwortbar“ bezeichnet, andererseits wird darauf 
verwiesen, daß die Entsorgung der radioaktiven Abfälle mit dem Bau von 
Kernkraftwerken nicht Schritt gehalten habe. Der SRU empfiehlt, bei energie­
politischen Entscheidungen Energieeinsparungsmaßnahmen und eine rationel­
lere Energienutzung in den Vordergrund zu stellen und die umweltverträgliche 
Energieerzeugung (etwa Sonnen-, Wind-, Bioenergie) stärker zu fördern. Der 
Landwirtschaftspolitik wird attestiert, daß sie Umweltschutzbelange höchst 
unzureichend berücksichtige und in erheblichem, in einigen Bereichen sogar in 
einem steigenden Maße zur Umweltbelastung beitrage.
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Von besonderem Interesse für die zukünftige umweltpolitische Diskussion 
in der Bundesrepublik dürften die vom SRU mit Nachdruck gestellten Forde­
rungen nach stärkerer Transparenz in umweltpolitischen Entscheidungspro­
zessen, so insbesondere bei den Verfahren zur Festlegung von Grenzwerten 
(Umweltstandards) sein.18

Als positiv zu bewertende Umweltschutzleistung hebt der SRU unter 
anderem die Maßnahmen zur Luftreinhaltung, den Bau von Kläranlagen, das 
Verbot von bleihaltigem Benzin, das im Vergleich zu früheren Zeiten stärkere 
Engagement auf internationaler Ebene sowie einige der ökonomischen Anreiz­
programme zur Verbesserung der Umweltsituation hervor.

Ein eindeutiges Gesamturteil über die Umweltsituation und die Wirksam­
keit der umweltpolitischen Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland 
zu fällen, ist aus sachlichen und methodischen Gründen kaum möglich; 
deshalb hat wohl auch der SRU kein allgemein bewertendes Fazit gezogen. 
Meines Erachtens ist aus der expliziten und impliziten Kritik des SRU an den 
Grundlagen, Strategien, Maßnahmen und Effekten der Umweltpolitik zum 
einen die Anerkenntnis zu entnehmen, daß umweltpolitische Entscheidungen 
überwiegend Ergebnisse eines allgemeinen, wenn auch hochkomplizierten 
politischen Prozesses sind, der dementsprechend demokratisch, und nicht rein 
expertokratisch, strukturiert werden sollte, und zum zweiten die Erkenntnis, 
daß eine langfristig erfolgreiche und akzeptable Umweltpolitik präventiv und 
unter Beachtung des gesamtökologischen Kontexts gestaltet sein sollte. Aller­
dings macht der SRU vor der Frage halt, wieweit die sozioökonomischen, 
politischen und rechtlichen Grundvoraussetzungen für eine solche demokrati­
sche Umwelt-Vorsorgepolitik in der Bundesrepublik Deutschland gegeben 
sind.

5. Umweltpolitik nach Tschernobyl

Obwohl in Einzelbereichen unbestrittene Erfolge erzielt wurden, nahm die 
Kritik an der Umweltpolitik der Bundesregierung im Verlauf ihrer Amtszeit 
ingesamt zu. Die Gründe hierfür sind noch nicht vollständig geklärt, entschei­
dend scheint aber zu sein, daß es in allen Bereichen der Umweltpolitik zu 
neuen Problemsituationen gekommen ist und bereits bestehende Problemlagen 
nicht angemessen behandelt wurden, zumindest nicht in einer Weise, wie es 
technisch und wirtschaftlich möglich gewesen wäre. Ferner ereigneten sich 
einige umweltpolitische Skandale, die in der Bevölkerung den Eindruck ver-
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stärkten, die zuständigen Behörden kontrollierten industrielle Umweltver­
schmutzer nur unzulänglich und gingen gegen unerlaubte Handlungen größe­
rer Betriebe nicht mit dem gebotenen und rechtlich möglichen Nachdruck vor. 
Verschiedene Entscheidungen der Bundesregierung stießen bei vielen Bürgern 
auf heftige Kritik, so zum Beispiel die ablehnende Haltung gegenüber einem 
allgemeinen Tempolimit auf Autobahnen und die Duldung sehr großzügiger 
Umweltregelungen in der Genehmigung für das Kohlekraftwerk Buschhaus.

Besonders die Entscheidung gegen das Tempolimit geriet unter den (nicht 
ausgeräumten) Verdacht, im Interesse der bundesdeutschen Automobilindu­
strie auf der Grundlage eines methodisch zweifelhaften Gutachtens des TÜV 
Rheinland gefällt worden zu sein. Im Gegensatz zur Begründung des damali­
gen Umweltministers Friedrich Zimmermann, daß ein allgemeines Tempolimit 
keine signifikanten Emissionsrückgänge herbeiführe, hat sich später in der 
Schweiz gezeigt, daß selbst eine relativ milde Geschwindigkeitssenkung -  von 
100 auf 80 km/h außerhalb von Ortschaften und von 130 auf 120 km/h auf 
Autobahnen -  positive Auswirkungen hat.19

Der Verlust an Vertrauen in die umweltpolitische Kompetenz des Bundes­
ministeriums des Innern und der entsprechende Glaubwürdigkeitsverlust des 
für den Umweltschutz zuständigen Ministers erreichte seinen Höhepunkt 
kurz nach der Tschernobyl-Katastrophe im April 1986. Die verzögerte und 
teilweise sehr abwiegelnde Reaktion des Innenministers auf weit verbreitete 
Sorgen in der Bevölkerung über mögliche Folgen der gestiegenen Strahlenbela­
stung sowie das Zutagetreten von eklatanten planerischen und organisatori­
schen Mängeln im Strahlen- und Katastrophenschutz führten dazu, daß spe­
ziell der Innenminister und generell die Organisation des staatlichen Umwelt­
schutzes scharf kritisiert wurden.20

In dieser Situation fällte die Bundesregierung eine schnelle Entscheidung 
von beträchtlichem politischen Raffinement: Am 5. Juni 1986 wurde durch 
Organisationserlaß des Bundeskanzlers das „Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit“ (BMU) gebildet. Zum ersten vollamtli­
chen Umweltminister der Bundesrepublik Deutschland wurde mit Walter 
Wallmann, zuvor Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt, ein Nichtexperte 
ernannt.

In das neue Ministerium wurden bisher auf verschiedene Bundesministerien 
verteilte Umweltschutzaufgaben eingegliedert. Einige für die Gestaltung einer 
präventiven Umweltpolitik wichtige Kompetenzen ließ man allerdings ande­
ren Ministerien; so verblieb etwa die Zuständigkeit für das Pflanzenschutzmit­
telrecht beim Bundesministerium für Landwirtschaft, für das Gefahrstoffrecht
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beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales, für energiepolitische Ent­
scheidungen beim Wirtschaftsministerium; Raumordnung und Landesplanung 
ressortieren weiterhin beim Bundesministerium für Städtebau und Wohnungs­
wesen und zentrale Forschungsfelder (Klima, Ressourcenschonung) bleiben 
im Bundesministerium für Forschung und Technologie. Gemessen an der Zahl 
der Personalstellen gehört das BMU zu den kleineren Ministerien. Im Jahr 
1987 waren es rund 520 Mitarbeiter. Für das Jahr 1989 ist ein Budget von rund 
541 Millionen DM vorgesehen, das sind weniger als 0,2% des Bundeshaushalts 
(rund 290 Milliarden DM).

Neben den politischen Folgen von Tschernobyl gab sicherlich der Blick auf 
die bevorstehende Bundestagswahl (25. Januar 1987) einen Anstoß zur perso­
nellen und organisatorischen Neugestaltung der staatlichen Umweltpolitik, 
hatten doch unter anderem Meinungsbefragungen gezeigt, daß umweltpoliti­
sche Themen eine herausragende Rolle in der öffentlichen Diskussion 
spielten.21

Infolge der Tschernobyl-Katastrophe lag der Tätigkeitsschwerpunkt des 
Bundesumweltministers zu Beginn seiner Amtszeit im Bereich der Kernener­
gie, vorrangig beim Strahlenschutz. Eine seiner ersten Initiativen war die 
Erarbeitung eines Strahlenschutz-Gesetzes, das am 31. Dezember 1986 in 
Kraft trat. Dieses Gesetz und die damit verbundenen Maßnahmen wurden von 
den Oppositionsparteien, von Wissenschaftlern und besonders von Umwelt­
schutzorganisationen kritisiert, weil sie im wesentlichen darauf abzielten, die 
politische Uberlebensfähigkeit der Kernenergieerzeugung sicherzustellen und 
kritische Meinungsvielfalt durch Zentralisierung einzuschränken.

Die im weiteren Verlauf der Amtszeit des ersten Umweltministers aufgetre­
tenen Probleme (etwa unkorrekte Genehmigungsverfahren zugunsten der 
Brennelemente-Fabrik der Hanauer Firma ALKEM, das Brandunglück bei der 
Firma Sandoz in Basel, zahlreiche Vorfälle von Gewässerverschmutzungen 
durch Chemieunternehmen in der Bundesrepublik, der amtliche Umgang mit 
radioaktiv kontaminiertem Molkepulver) und die Reaktionen des BMU hier­
auf trugen relativ schnell dazu bei, daß der neue Umweltminister hinsichtlich 
seiner umweltpolitischen Kompetenz und Durchsetzungsfähigkeit in der öf­
fentlichen Meinung an Reputation verlor.22

Gleichwohl kann angenommen werden, daß die Reorganisation der staatli­
chen Umweltpolitik nach Tschernobyl positiv für die konservativ-liberale 
Koalition zu Buche schlug. Aus dem Bundestagswahlkampf im Januar 1987 
ging sie jedenfalls als klarer Sieger hervor, und in der hessischen Landtagswahl 
im April 1987 erreichte die CDU/FDP-Koalition mit Walter Wallmann als



278 H elm ut Weidner

Kandidaten für das Amt des hessischen Ministerpräsidenten ebenfalls die 
Mehrheit der Wählerstimmen und löste hier die Koalition von SPD und 
GRÜNEN ab. Nachfolger von Bundesminister Wallmann wurde im Mai 1987 
Professor Klaus Töpfer, zuvor Umweltminister von Rheinland-Pfalz, mithin 
also ein Umweltexperte. Aufgrund seiner kurzen Amtszeit ist es noch nicht 
möglich, seine Aktivitäten und ihre Effekte umfassend zu bewerten. Partielle 
Erfolge sind zwar bereits erzielt worden -  so etwa im Streit mit der Getränke­
industrie um Kunststoffflaschen -, eigentliche „umweltpolitische Durchbrü­
che“ sind derzeit jedoch noch nicht sichtbar. Zu gentechnologischen Fragen, 
insbesondere wie sie auf der EG-Ebene behandelt werden, verhält sich der 
Minister angesichts deren zukünftiger umweltpolitischer Brisanz eigentümlich 
zurückhaltend. Und der Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom Juni 1988 
zur „Umsetzung der EG-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung“ , 
der gerade noch vor Ablauf der dreijährigen Anpassungsfrist beschlossen 
worden ist, wird von vielen Experten als unzulänglich kritisiert. Er bleibt im 
Inhalt auch weit unter dem Niveau, das etwa die Niederlande mit ihrem 
Konzept zur Umweltverträglichkeitsprüfung vorgegeben haben.

Legt man die in der Regierungserklärung vom 18. März 1987 enthaltenen 
Programmpunkte zur Umweltpolitik23 einer Bewertung zugrunde, so ergibt 
sich, daß bisher (Stand Januar 1989) etliche der zentralen Vorhaben der 
Bundesregierung nicht realisiert wurden. Hierzu gehören die folgenden Pro­
grammpunkte: die Aufnahme des Umweltschutzes als Staatsziel in das Grund­
gesetz, die Einführung marktwirtschaftlicher Instrumente in die Umweltpoli­
tik, die Entwicklung und Durchsetzung eines umfassenden Konzeptes zum 
Schutz des Grundwassers sowie von Nord- und Ostsee, die Sanierung von 
Altlasten, die Einführung einer obligatorischen Umwelthaftpflichtversiche­
rung und einer (verschuldensunabhängigen) Gefährdungshaftung, die es bisher 
nur für den Gewässerschutzbereich gibt. Bei allen noch bestehenden Defiziten 
der Umweltpolitik ist jedoch offensichtlich, daß auf internationaler Ebene eine 
forcierte und progressive Umweltpolitik betrieben wird sowie (etwa mit der 
verschuldensunabhängigen Gefährdungshaftung und der obligatorischen Um­
welthaftpflichtversicherung) an der Einführung neuer umweltpolitischer In­
strumente gearbeitet wird, die zu einer strukturellen Änderung des Umwelt­
rechts führen und bei der Entwicklung und Durchsetzung einer präventiven 
Umweltpolitik grundlegend sein könnten.

Eindeutiger als die Frage zu den Auswirkungen der nach dem Reaktorunfall 
in Tschernobyl vorgenommenen Reorganisation kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt die Frage beantwortet werden, ob es bezüglich der drei („offiziel-
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len“) Grundprinzipien der staatlichen Umweltpolitik zu wesentlichen Ände­
rungen im Verlauf der konservativ-liberalen Regierungsperiode gekommen ist. 
Das ist Thema des folgenden Kapitels.

6. Die Umweltpolitik der konservativ-liberalen Regierung im Licht der 
drei Grundprinzipien staatlicher Umweltpolitik

Ein umfassendes politisches Programm für den Umweltschutz wurde zum 
ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik von der sozial-liberalen 
Koalition mit dem Umweltprogramm von 1971 formuliert.24 Bereits damals, 
eindeutiger noch im Umweltbericht der Bundesregierung von 1976 (es handelt 
sich hierbei um die Fortschreibung des Umweltprogramms von 1971), wurden 
drei umweltpolitische Grundprinzipien aufgestellt, die als handlungsleitende 
Orientierungen für alle umweltpolitischen Maßnahmen dienen sollen. Zu 
dieser „Prinzipien-Trias“25 gehören das Vorsorge-, das Verursacher- und das 
Kooperationsprinzip. Im „Umweltbericht ’76“ sind die Grundprinzipien von 
der sozial-liberalen Bundesregierung wie folgt formuliert worden26:

Vorsorgeprinzip: „Umweltpolitik erschöpft sich nicht in der Abwehr dro­
hender Gefahren und der Beseitigung eingetretener Schäden. Vorsorgende 
Umweltpolitik verlangt darüber hinaus, daß die Naturgrundlagen geschützt 
und schonend in Anspruch genommen werden . . . “

Verursacherprinzip: „Eine volkswirtschaftlich sinnvolle und schonende 
Nutzung der Naturgüter wird am ehesten erreicht, wenn die Kosten zur 
Vermeidung, zur Beseitigung oder zum Ausgleich von Umweltbelastungen 
dem Verursacher zugerechnet werden . . .  Die öffentliche Hand sollte grund­
sätzlich nur dann mit den Kosten für die Beseitigung von Umweltschäden 
belastet werden, wenn der Verursacher nicht festgestellt ist oder wenn akute 
Notstände beseitigt werden müssen . . . "

Kooperationsprinzip: „Nur aus der Mitverantwortlichkeit und der Mitwir­
kung der Betroffenen kann sich ein ausgewogenes Verhältnis zwischen indivi­
duellen Freiheiten und gesellschaftlichen Bedürfnissen ergeben. Eine frühzeiti­
ge Beteiligung der gesellschaftlichen Kräfte am umweltpolitischen Willensbil- 
dungs- und Entscheidungsprozeß ist deshalb von der Bundesregierung voran­
getrieben worden, ohne jedoch den Grundsatz der Regierungsverantwortlich­
keit in Frage zu stellen.“

Die konservativ-liberale Regierung behielt diese Grundprinzipien bei; Er­
gänzungen und Veränderungen, formuliert unter der Überschrift „Leitlinien
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marktwirtschaftlich orientierter Umweltpolitik“27 und „Leitlinien der Bundes­
regierung zur Umweltvorsorge durch Vermeidung und stufenweise Verminde­
rung von Schadstoffen“28 berührten nicht ihre Substanz. Interpretierte man die 
Grundprinzipien aus dem Alltagsverständnis heraus, müßte man der amtlichen 
Umweltpolitik attestieren, daß sie die von ihr selbst anerkannten Normen 
weitgehend nicht einhält. Da es jedoch über den Bedeutungsgehalt und die aus 
ihm abzuleitenden praktisch-politischen Handlungsmaßstäbe noch keinen 
wissenschaftlichen Konsens gibt, ist es vorläufig angeraten, auf Definitionen 
und Interpretationen durch die amtliche Umweltpolitik selbst zurückzugreifen 
und in der Bewertung eher vorsichtig-abwägend als fundamentalistisch-rigide 
zu sein.

Unter Beachtung dieser einschränkenden Bemerkungen zur Evaluationsfä­
higkeit der drei Grundprinzipien kann bezüglich ihrer politikleitenden Funk­
tion für die Regierungszeit der konservativ-liberalen Koalition im großen und 
ganzen folgendes Fazit gezogen werden29:

Das Vorsorgeprinzip ist weder in rechtlicher noch in tatsächlicher Weise 
vollständig implementiert worden. In Teilbereichen des Umweltrechts sind 
zwar Bestimmungen zugunsten vorsorglicher Umweltschutzmaßnahmen auf­
genommen worden, dennoch sind sachlicher Bedeutungsgehalt und Reichwei­
te des Prinzips immer noch umstritten. Die Anwendung des Vorsorgeprinzips 
auf Risiken, deren Größenordnung und Wahrscheinlichkeitspotential noch 
unbekannt sind, ist unter den gegebenen rechtlichen Bedingungen kaum 
möglich und dementsprechend auch nicht erfolgt.30

Maßnahmen werden in aller Regel erst dann ergriffen, wenn umweltbela­
stende Aktivitäten offensichtlich zu einer Gefahr für Gesundheit und Umwelt 
werden oder, was häufig der Fall ist, wenn Beeinträchtigungen und Schäden 
schon entstanden sind. Hätte das Vorsorgeprinzip tatsächlich die Geltung, die 
ihm in der offiziellen umweltpolitischen Programmatik zugebilligt wird, dann 
hätten wesentlich strengere Umweltschutzmaßnahmen -  beispielsweise gegen 
die Verwendung oder Erzeugung von Fluorchlorkohlenwasserstoffen 
(FCKW), Pestiziden, Phosphaten, Nitraten, Stickoxiden, Sonderabfällen -  
ergriffen werden müssen, was bei allen genannten Fällen technisch und 
ökonomisch möglich gewesen wäre. Für zahlreiche Fälle gilt sogar, daß selbst 
Sanierungsmaßnahmen erst mit erheblicher Zeitverzögerung eingeleitet wor­
den sind.

Die umweltgerechte Gestaltung anderer Politikbereiche gilt für eine Durch­
setzung des Vorsorgeprinzips als besonders dringlich und wirksam. Es ist 
inzwischen wohl allgemein anerkannt -  und wird auch im Bundesumweltmini-
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sterium so gesehen31 daß die Umweltpolitik im Planungsprozeß anderer 
Politikbereiche, insbesondere Landwirtschaft, Energie und Verkehr, ansetzen 
muß, um sich von einer reaktiven (Sanierungs-)Politik zu einer vorsorgenden 
Umweltpolitik entwickeln zu können. Zu diesem Thema einer „Ökologisie­
rung umweltrelevanter Politikbereiche“ ist jedoch von der konservativ-libera­
len Regierung weder konzeptionell noch faktisch etwas beigetragen worden, 
das eine eigene Handschrift erkennen läßt.32

Das Verursacherprinzip ist während der konservativ-liberalen Regierungs­
zeit in Teilbereichen stärker als früher durchgesetzt worden, so besonders 
deutlich im Gebiet Luftreinhaltung, wo die großen Luftverschmutzer (Kraft­
werke, Industriefeuerungsanlagen), aber auch kleinere und mittelgroße luft­
verschmutzende Anlagen (unter anderem aufgrund der Bestimmungen der TA 
Luft sowie spezieller Verordnungen zum Bundesimmissionschutzgesetz) weit­
gehend auf eigene, teilweise sehr hohe Kosten die Schadstoffemissionen ihrer 
Anlagen reduzieren müssen. Andererseits sind Verursacher größerer Umwelt­
probleme bekannt, die nicht die Kosten zur Vermeidung, Beseitigung oder zur 
Entschädigung von Umweltbelastungen zu tragen haben. Das gilt etwa für 
Chemieunternehmen (Gewässerbelastung, „Altlasten“), große landwirtschaft­
liche Betriebe (Gewässer- und Bodenbelastung) und Kraftwerke („Waldster­
ben“), um nur einige zu nennen. Obwohl es seit Beginn der achtziger Jahre 
eine intensive Diskussion zu ökonomischen Instrumenten (Abgaben, Gebüh­
ren, Zertifikate etc.) gibt und die Experten mehrheitlich einen stärkeren 
Einsatz dieser Instrumente in der Umweltpolitik empfohlen haben, sind 
verursacherorientierte ökonomische Instrumente von der amtierenden Regie­
rung bisher nicht oder in sehr eingeschränkter Weise eingesetzt worden.

Anstelle ökonomischer Anreizsysteme auf Grundlage des Verursacherprin­
zips gewann das „Gemeinlastprinzip“ (die Kosten für Vermeidung und Besei­
tigung von Umweltschäden werden auf die Allgemeinheit überwälzt) zuneh­
mend an Bedeutung. Umweltminister Töpfer sieht die Diskrepanz in der 
Kostenverteilung auch: „Die volkswirtschaftlichen Kosten der Umweltschä­
den betragen jedes Jahr viele Milliarden DM. Sie fallen im wesentlichen der 
Allgemeinheit, nicht dem Verursacher zur Last.“33

Beim Kooperationsprinzip ist die Situation ähnlich ambivalent wie beim 
Verursacherprinzip: In Teilbereichen wurden die Partizipationsmöglichkeiten 
von Organisationen und Verbänden, die Umweltschutzinteressen vertreten, 
verbessert; insgesamt jedoch sind durch formelle (und informelle) Verfahren 
und Regelungen zum Willensbildungs- und Entscheidungsprozeß wirtschaftli­
che Interessengruppen bezüglich ihrer Interessendurchsetzung immer noch
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begünstigt. Man kann daher trotz der teilweise erweiterten und verbesserten 
Partizipationsmöglichkeiten noch nicht sagen, daß Umweltschutzgruppen zur 
eigentlichen Klientel des BMU geworden seien. Abgesehen davon sind Mög­
lichkeiten zur Stimulierung einer breiteren und egalitären Partizipation be­
kannt, die in unserem Gesellschafts- und Rechtssystem prinzipiell realisierbar 
wären und sich zudem in anderen Ländern nachweislich als effektiv erwiesen 
haben. Hierzu gehören etwa die Verbandsklage, umfassende Rechte zur 
Akteneinsicht und der Ausbau des Umweltberichterstattungssystems (Erhe­
bung, Verarbeitung und Veröffentlichung von umweltbezogenen Informatio­
nen).34 Diese Möglichkeiten zur Demokratisierung umweltpolitischer Ent­
scheidungsprozesse sind jedoch nicht verwirklicht worden; zu groß sind die 
Widerstände von der Wirtschaft und wohl auch Teilen der Verwaltung.

Selbst die Kooperation zwischen Umweltministerium und Industrie, bei der 
Umweltgruppen außen vor bleiben, bringt nicht immer Vorteile für den 
Umweltschutz. So erreichen manche der sogenannten freiwilligen Vereinba­
rungen nicht das Niveau, das aus Gründen des Umweltschutzes erforderlich 
und mit förmlichen Mitteln durchsetzbar wäre.35 Fehlschläge des Koopera­
tionsprinzips gab es unter anderem bei der Abfallverwertung und den Altstof­
fen, wie sie im Chemikaliengesetz genannt werden. Dennoch ist es aus der 
Sicht der Flexibilisierung der Umweltpolitik prinzipiell zu begrüßen, daß 
neben oder anstelle von förmlichen Direktiven der Weg von Verhandlungslö­
sungen beschritten wird. Aus den USA und Japan ist hierzu eine Vielzahl von 
positiven Ergebnissen bekannt, aber auch in der Bundesrepublik Deutschland 
sind seit 1983 beachtliche Ergebnisse erzielt worden.36

Unter Berücksichtigung der theoretisch-methodischen Probleme einer Be­
wertung der noch in der Entwicklung befindlichen konservativ-liberalen Um­
weltpolitik anhand offizieller, relativ „unscharfer" Zielkriterien kann insge­
samt nur ein vorläufiges Fazit zum Verhältnis von Anspruch und Realität 
gezogen werden. Gleichwohl ist festzustellen, daß keines der offiziellen 
umweltpolitischen Grundprinzipien in substantieller Weise umgesetzt worden 
ist. Das war allerdings auch schon zu Zeiten der sozial-liberalen Koalition der 
Fall. Im Vergleich zu jener Zeit kann jedoch für den hier betrachteten 
Regierungszeitraum festgestellt werden, daß es -  entgegen vielfach geäußerter 
Befürchtungen -  keine umweltpolitischen Rückschritte, etwa durch die Be­
schneidung bestehender Partizipationsmöglichkeiten von Umweltorganisatio­
nen oder durch eine „industriefreundliche“ Lockerung von Umweltvorschrif­
ten, gegeben hat.
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7. Einige Charakteristika der Umweltpolitik der konservativ-liberalen
Regierung

Die Leistungsbewertung der konservativ-liberalen Umweltpolitik und die 
Charakterisierung ihres Politikstils37 wird je nach gewähltem Blickwinkel und 
Bezugspunkt unterschiedlich ausfallen und entsprechend strittig sein. Die 
vorsichtigste Bewertungsmethode besteht darin, von der Regierung selbst 
anerkannte Kriterien zu verwenden; dies ist im vorigen Abschnitt unter 
Verwendung der drei offiziell anerkannten Grundprinzipien der Umweltpoli­
tik geschehen.

Dieser eingeengte, quasi-offizielle Blickwinkel grenzt jedoch andere sinn­
volle Bewertungskriterien aus. In der einschlägigen Literatur werden die 
mannigfaltigsten Bewertungssysteme und -kriterien vorgeschlagen38; zu den 
am häufigsten genannten Bewertungskriterien gehören Umweltverbesserun­
gen, Maßnahmeeffizienz, Innovationsanreize, administrative Handhabbar­
keit, Problemverschiebungen, gesellschaftliche Akzeptanz sowie Gerechtig­
keit und Billigkeit.

Die vollständigste und aktuellste Bewertung der Umweltpolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland ist gegenwärtig im SRU-Gutachten von 1987 zu 
finden. Leider gibt es hierin keine zusammenfassende Bewertung anhand der 
genannten Bewertungskriterien. Wägt man Lob und Tadel im SRU-Gutachten 
gegeneinander ab, so überwiegt wohl die Kritik an den umweltpolitischen 
Leistungen der Regierung. Das gilt meines Erachtens vor allem für die 
Kriterien gesellschaftliche Akzeptanz, Effizienz, Gerechtigkeit und Umwelt­
qualitätsentwicklung.

Ein beliebtes, dennoch problematisches Bewertungsverfahren besteht darin, 
ausgewählte Expertenurteile zu zitieren. Dies soll hier nur knapp angewendet 
werden. Ein kritischer Grundton bei der Bewertung der umweltpolitischen 
Leistungen ist bei zwei in der Fachwelt und von umweltengagierten Bürgern 
anerkannten Experten recht deutlich zu hören. Nicht nur pflichtgemäßes 
(und, wie dargestellt, teilweise berechtigtes) Lob äußert Umweltminister 
Klaus Töpfer über die bisherigen Ergebnisse der Umweltpolitik. Für einige 
zentrale Bereiche konstatiert er größere Versäumnisse, und manche augen­
scheinlichen Erfolge relativiert er durch den Hinweis auf ihre problematischen 
Nebenfolgen. So stellte er in einem Vortrag im August 1988 fest39:

„Dramatische Waldschäden, Tschernobyl, Sandoz, Robbensterben und 
übermäßiges Algenwachstum in der Nordsee: das sind spektakuläre Indizien 
für die ökologische Krise, in der wir uns befinden. Aber auch weniger
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spektakulär muten wir Tag für Tag der Natur viel zu -  häufig mehr, als sie 
verkraften kann . . .  Ja, auf manchen Gebieten -  wie im Natur- oder Boden­
schutz, bei der Reinhaltung der Meere oder bei Fragen des Klimas -  stehen wir 
eigentlich erst am Anfang.“

Er wies auch auf Problemverschiebungen von einem Umweltbereich in 
einen anderen hin40:

„Es ist ja bedenkenswert, daß gerade unsere erfolgreiche Politik in der 
Luftreinhaltung und im Gewässerschutz zum vermehrten Anfall von proble­
matischen Abfällen geführt hat.“

In der Abfallentsorgung gibt es für ihn bereits eine Krisensituation, und die 
schon in den späten siebziger Jahren festgestellten allgemeinen Vollzugsdefizi­
te sind nach seiner Meinung immer noch in erheblichem Maße vorhanden41:

„Die augenblickliche Krise der Abfallentsorgung erstreckt sich nicht nur auf 
den Bereich des Sonderabfalls. Krisenhafte Entwicklungen zeichnen sich auch 
bei der Hausmüllentsorgung und bei der Entsorgung sonstiger Massenabfälle, 
wie etwa beim Klärschlamm, ab . . .  Der zunehmende Abfallexport verschlei­
ert den Krisenzustand.“

Der langjährige Staatssekretär im Bundesinnenministerium Günter Hart­
kopf, dort bis zu seinem Ausscheiden kurz nach der Amtsübernahme durch 
Friedrich Zimmermann die treibende Kraft bei der Gestaltung und Durchset­
zung der Umweltpolitik -  teilweise auch mit unorthodoxen Mitteln42 -, hat 
seitdem verschiedentlich die Umweltpolitik der konservativ-liberalen Regie­
rung kommentiert. In einem neueren Beitrag zeigt er etliche schwerwiegende 
Defizite auf und zieht unter anderem folgendes Resümee43:

„Das Gleichheitsprinzip, also die Abschaffung von Schädigungsprivilegien, 
muß ausgebaut, das Minimierungsprinzip durchgängig verankert werden. Das 
Gleichrangigkeitsprinzip der Umweltmedien untereinander wird zwar teilwei­
se schon praktiziert, doch hat es noch keinen Eingang als selbständiges Prinzip 
in die Politik gefunden. Das Gemeinwohlprinzip ist schwach ausgebildet . . .  
und das Ressourcenschonungsprinzip ist schon gar nicht in praktische Politik 
umgesetzt worden . . .  Insgesamt gesehen, wird unsere Umweltpolitik trotz 
vieler Teilerfolge auch in den nächsten Jahren in der politischen Praxis noch 
nicht den gleichgewichtigen Stellenwert erreichen können, wie sie Wachstums­
und Sozialpolitik bereits errungen haben.“

Wird als Orientierungspunkt für die Bewertung eine historische Perspektive 
gewählt, so fällt im Vergleich zur Umweltpolitik der sozial-liberalen Regie­
rung zunächst eher die Kontinuität als eine grundlegende Änderung -  ob zum 
Guten oder zum Schlechten -  auf. Eine nähere, gleichwohl immer noch
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unvollständige Betrachtung zeigt dann, daß, gemessen am Kriterium „Um­
weltqualitätsverbesserungen“ -  ich selbst halte dies für das wichtigste Bewer­
tungskriterium -, teilweise erhebliche Fortschritte zu verzeichnen sind. Wird 
der Senkung von Schadstoffemissionen Vorrang vor anderen Kriterien einge­
räumt, ist die umweltpolitische Leistung der konservativ-liberalen Regierung 
besser als die ihrer Vorgängerin. Man muß aber sehen, daß im Verlauf der 
achtziger Jahre nicht nur der Problemdruck stark zugenommen hat, sondern 
sich auch die gesellschaftlich-politischen Rahmenbedingungen für die Durch­
setzung einer strengeren Umweltpolitik erheblich gebessert haben.44

Die Zunahme des umweltpolitischen Handlungsdrucks im Sinne von Hand­
lungsforderungen an die politischen Entscheidungsträger, die diese nicht 
folgenlos (ohne Wählerstimmen- und Legitimationsverlust) ignorieren oder in 
lediglich symbolischer Weise behandeln können, resultiert im wesentlichen 
aus dem gestiegenen Umweltbewußtsein der Bevölkerung, ihrem gesunkenen 
Vertrauen in Problemlösungskapazität und -willen der zuständigen politisch­
administrativen Institutionen, dem wachsenden Mißtrauen gegenüber dem 
angeblich neutralen Sachverstand von naturwissenschaftlich-technischen Ex­
perten und -  was besonders wichtig ist -  der Verbesserung der Rahmenbedin­
gungen für umweltschutzengagierte Bürger, ihre Forderungen in zielgerichtete 
und wirksame umweltpolitische Aktivitäten umzusetzen.

Zu den wichtigsten Rahmenbedingungen zähle ich unter anderem, daß
-  die Durchsetzung von Umweltschutzinteressen bessere Chancen hat auf­

grund der Zunahme und Konsolidierung von Bürgerinitiativen, Umweltver­
bänden und Umweltparteien, aber auch aufgrund der stärkeren Sensibilisie­
rung traditioneller Parteien und Institutionen für Umweltschutzbelange;

-  institutionalisiertes „Gegenwissen“ zu der etablierten Umwelt-Expertokra- 
tie verstärkt wurde. Zur Professionalisierung und Spezialisierung innerhalb 
der Umweltschutzbewegung tragen insbesondere umweltengagierte For­
schungsinstitute und Forschergruppen bei, die in einigen Fällen eine moder­
nere Geräteausstattung als staatliche oder kommunale Ämter haben, so daß 
ihre Untersuchungsergebnisse kaum noch, wie früher oft der Fall, wegen 
methodischer Mängel verworfen werden können;

-  die privaten und öffentlichen Medien der Umweltdiskussion breiteren Raum 
geben, selbst Skandale aufdecken und auch komplexe Zusammenhänge 
bedrohlicher Entwicklungen aus wissenschaftlicher Sicht vorbildlich analy­
sieren und bewertend darstellen -  manchmal früher als dies durch die 
Wissenschaft oder gar Politik geschieht. In dieser Hinsicht hat wohl „Der 
Spiegel“ eine Pionierrolle gespielt, der beispielsweise schon 1969 einen
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größeren Bericht mit dem Titel „Wir sind dabei, den Planeten zu ermorden“ 
brachte und damit unter anderem zur Popularisierung des Begriffs „Um­
weltschutz“ in der Bundesrepublik beitrug45;

-  der generelle Widerstand von Unternehmen und Gewerkschaften gegen 
Umweltschutzregelungen gesunken ist. Die Wachstums- und Beschäfti­
gungseffekte einer umweltschutzorientierten Wirtschaftspolitik werden im 
Unterschied zu den siebziger Jahren nunmehr von einer steigenden Zahl von 
Unternehmen und einflußreichen Einzelgewerkschaften sowie dem Deut­
schen Gewerkschaftsbund eher positiv beurteilt;

-  von den Bundesländern und Kommunen eine aktivere Umweltpolitik be­
trieben wird, während sie früher nicht selten Umweltschutzvorhaben des 
Bundes abschwächten oder verhinderten.
Stellt man die allgemein günstigeren Rahmenbedingungen für umweltpoliti­

sche Aktivitäten seit der Zeit der konservativ-liberalen Regierung in Rech­
nung, dann wird man im Vergleich mit der vorherigen Regierung kaum von 
größeren Leistungen sprechen können, allenfalls von größeren erzielten Effek­
ten. Eines fällt zumindest deutlich auf: Die theoretisch-konzeptionelle Schwä­
che der gegenwärtigen Regierung auf dem Gebiet der Umweltpolitik. Wäh­
rend die sozial-liberale Regierung in recht kurzer Zeit ein in seinen Grundpfei­
lern noch immer geltendes, auch aus heutiger Sicht politisch anspruchsvolles 
Programm (das Umweltprogramm von 1971) erstellt hat, ist es der nachfolgen­
den Regierung in bis heute immerhin sechs Jahren Regierungszeit nicht 
gelungen, etwas Vergleichbares zu entwickeln. Gegenüber ihren programmati­
schen Leistungen -  „Umweltpolitik der Bundesregierung. Bilanz und Perspek­
tiven“ (1986), „Leitlinien Umweltvorsorge“ (1986) und „Umweltpolitik. Bi­
lanz des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit“ 
(1987) -, die insgesamt den Eindruck eines konzeptionslosen Flickenteppichs 
erwecken, ist das, was die sozial-liberale Regierung in wesentlich kürzerer 
Zeit, bei geringerem Problem- und Handlungsdruck und mit begrenzterem 
Wissen über ökologische Zusammenhänge und politische Durchsetzungspro­
bleme entworfen hatte, geradezu als ein konzeptionelles Monumentalgebäude 
zu bezeichnen.46

Es mag sein, daß die jetzige Regierung bewußt eine Strategie der kleinen 
Schritte verfolgt, in dem sie sich auf derzeit Durchsetzbares und nicht auf den 
unvermeidlich konfliktgeladenen Entwurf einer durchsetzungsorientierten 
Langfriststrategie zur ökologischen Modernisierung umweltschädigender 
Wirtschafs- und Gesellschaftsstrukturen konzentriert. In ihrer starken Kon­
zentration auf das (zur Schadensbegrenzung) Machbare scheint sie meiner
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Meinung nach den (von Regierungspolitikern gern zitierten) Satz von Max 
Weber, daß Politik das langsame Bohren von harten Brettern mit Leidenschaft 
und Augenmaß zugleich sei47, einseitig zu interpretieren. Mit „Leidenschaft 
und Augenmaß“ hat Max Weber sicherlich nicht ein „Durchwursteln“ ge­
meint, eher wohl die hartnäckige Durchsetzung von politischen Zielen gegen 
machtvolle Interessengruppen auf der Grundlage eines visionären Pragma­
tismus.

Das umweltpolitische Strategiedefizit wird im übrigen angesichts der Ent­
wicklungen in den Europäischen Gemeinschaften besonders deutlich. Es ist 
eigentlich unverständlich, daß die Bundesregierung noch immer kein Strategie­
konzept zur EG-Umweltpolitik entwickelt hat -  es gibt kein offizielles 
Konzept hierzu, und „Insider“ bestätigen, daß es auch kein inoffizielles gibt-, 
obwohl die Bundesrepublik aufgrund ihres ökologischen und wirtschaftlichen 
Verflechtungsgrades potentiell stärker von umweltrelevanten EG-Entschei- 
dungen betroffen ist als andere Mitgliedsländer. Selbst die von zahlreichen 
Experten befürchteten negativen Auswirkungen des für 1992 angestrebten 
einheitlichen Binnenmarktes auf den umweltpolitischen Handlungsspielraum 
speziell von umweltpolitisch fortschrittlichen Mitgliedsstaaten48 haben im 
Bundesumweltministerium bislang weder zu vorsorglichen Gegeninitiativen 
noch zur Entwicklung eines Strategiekonzepts zur Bewältigung dieser „um­
weltpolitischen Herausforderung“ durch eine recht anachronistisch anmuten­
de Wachstumsstrategie geführt. Als anachronistisch kann die Wachstumsstra­
tegie deshalb bezeichnet werden, weil sie gegen alle Erkenntnisse und Erfah­
rungen der letzten Jahrzehnte auf Zentralisierung statt auf Dezentralisierung 
und auf Gigantomanie statt auf kleine, flexible Einheiten setzt.

Schließlich sei noch auf eine andere vielversprechende und zunehmend 
angewandte Methode der Bewertung der Umweltsituation und der entspre­
chenden umweltpolitischen Leistungen innerhalb eines Landes eingegangen, 
die Methode des internationalen Vergleichs. Die mir bekannten komparativen 
Studien, Länderanalysen und -berichte sowie internationalen Datenkompila­
tionen erlauben meines Erachtens prima vista -  eine systematische Vergleichs­
analyse steht noch aus -  folgende Bewertung der konservativ-liberalen Um­
weltpolitik im Vergleich zum umweltpolitischen Entwicklungsstand in westli­
chen Industrieländern: Im Falle der drei Grundprinzipien bundesdeutscher 
Umweltpolitik zeigt sich, daß es zwar einige Länder gibt, in denen das eine 
oder andere der Prinzipien effektiver realisiert worden ist, daß es jedoch nicht 
möglich ist, für alle drei Prinzipien eine eindeutige Länderrangfolge zu bilden. 
Deutlich macht der internationale Vergleich vor allem, daß es den empirischen
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Optimalfall einer systematisch-präventiven Umweltpolitik bislang nirgendwo 
gibt. Es überwiegt in allen betrachteten Ländern die konventionell-reaktive 
Umweltpolitik, wobei rasch ergriffene und schnell wirksame Sanierungsmaß­
nahmen sogar eher selten vorzufinden sind.

Stehen Umweltqualitätsentwicklung, Emissionsentwicklungen und der Ein­
satz emissionsmindernder Techniken im Zentrum des internationalen Ver­
gleichs, dann rechtfertigen die umweltpolitischen Leistungen der konservativ­
liberalen Regierung meines Erachtens eine Einordnung ihrer Umweltpolitik in 
das Spitzenfeld, zu dem nur wenige Nationen gehören (etwa Japan, Schweden, 
Schweiz, Niederlande).49 Die Einordnung ins Spitzenfeld schließt nicht aus, 
daß es noch massive Umweltprobleme in der Bundesrepublik gibt und daß von 
erfolgreicheren Strategien und Regelungsinstrumenten anderer Länder gelernt 
werden könnte.50

8. Schlußbetrachtung: Kontinuität statt Wende

Die Suche nach herausragenden Besonderheiten im Politikstil, bei Strategien 
und Instrumentarien der Umweltpolitik der konservativ-liberalen Regierung 
im Vergleich zu ihrer Vorgängerin führte zu dem Ergebnis, daß im wesentli­
chen alles beim alten geblieben ist. Es gibt zwar relative Unterschiede in 
einzelnen Bereichen -  eine fundamentale Wende in der Umweltpolitik, die es 
rechtfertigte, von einer spezifisch konservativen Umweltpolitik zu sprechen, 
hat hingegen meines Erachtens nicht stattgefunden. Ihre programmatische 
Basis wurzelt eindeutig noch in den Umweltprogrammen (1971 und 1976) der 
sozial-liberalen Regierung. Ob die Zunahme sogenannter freiwilliger Verein­
barungen zwischen Staat und Industrie bereits einen neuen Politikstil jenseits 
von bürokratisch-regulativer Steuerung schafft, läßt sich derzeit noch nicht 
sagen. Es sollte aber gesehen werden, daß einerseits freiwillige Vereinbarungen 
auch zu Zeiten der sozial-liberalen Regierung üblich waren und andererseits 
die jetzige Regierung in starkem, gleichfalls zunehmendem Maße mit regulati­
ven (ordnungsrechtlichen) Instrumenten arbeitet.

Das Fazit „Kontinuität statt Wende“ mag vor dem Hintergrund massiver 
ideologischer und sonstiger Differenzen zwischen sozial-liberaler und konser­
vativ-liberaler Regierungskoalition überraschend sein, bestätigt jedoch allge­
meine Ergebnisse politikwissenschaftlicher Forschungen, daß parteipolitische 
Faktoren von eher geringer Bedeutung für umweltpolitische Leistungen sind.51 
Diese hängen überwiegend vom ökologischen Belastungsniveau und seinem
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Politisierungsgrad, also dem umweltpolitischen Handlungsdruck, sowie von 
den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ab.52 Daß zugleich nur geringe 
Unterschiede im Politikstil beider Regierungen feststellbar sind, dürfte damit 
zu erklären sein, daß Regierungen zwar wechseln, die für die Programmbil­
dung und den Vollzug im umweltpolitischen Bereich zuständige Verwaltung 
sowie ihre Organisationsmuster im wesentlichen unverändert weiterbeste­
hen.53 Hinzu kommt, daß die “Politikverflechtung“ zwischen Bund und 
Ländern aufgrund der föderalistischen Kompetenzstruktur bei Umweltschutz­
aufgaben „radikale“ Änderungen in der Politik sehr unwahrscheinlich macht.54

Für die These vom strukturkonservierenden Einfluß der zuständigen Ver­
waltung und ihrer Entscheidungs- und Organisationsmuster über den Regie­
rungswechsel hinaus spricht auch, daß der Typus einer überwiegend nach 
juristischen Prämissen gestalteten, hoch bürokratischen, regulativen Umwelt­
politik weiterhin dominiert und es flexible ökonomische Instrumente immer 
noch so schwer haben, Eingang in die bundesdeutsche Umweltpolitik zu 
finden.55 Deshalb kann ich auch nicht die Feststellung des SRU im Umwelt­
gutachten 1987 teilen, daß der eingeschlagene Weg sich als richtig erweise und 
konsequenter beschritten werden müßte. Es wird meiner Meinung nach eher 
eines umweit- und rechtspolitischen Quantensprungs bedürfen, um strukturell 
verankerte Barrieren (rechtsdogmatischer, machtpolitischer und informatio­
neller Art) auf dem Weg zu einer effektiveren, demokratischeren und präventi­
ven Umweltpolitik zu überwinden.56

Für Kritik und Kommentare zur Ursprungsfassung danke ich Franz-Joseph 
Dreyhaupt, Max Himmelheber, Edda Müller, Eckard Rehbinder, Klaus Wei- 
gelt und Roland Zieschank. Für die ausführliche Kommentierung gilt Liesel 
Hartenstein, Otto Keck und Josef Kölble besonderer Dank, ebenso Dagmar 
Kollande für die redaktionelle Überarbeitung der Endfassung.
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